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Politisch lange Zeit gewollt - Kehrtwende schwierig .............................................

. Nicht nur in Deutschland hat eine umfangreiche Frühverrentungspraxis 
mit dazu beigetragen, dass in der Altersgruppe zwischen 55 und 64 Jahren 
die Erwerbsquoten auf niedrigem Niveau verharrten. Und nicht nur in der 
Bundesrepublik hat mittlerweile ein arbeitsmarktpolitischer Strategiewech-
sel stattgefunden. Auch in Österreich, Frankreich und den Niederlanden 
wurden diverse Rentenreformen auf den Weg gebracht, um weit gefasste 
Vorruhestandsprogramme wieder zurückzufahren. Aufs Ganze gesehen fällt 
die Erfolgsbilanz aber recht unterschiedlich aus: Während 2007 in den Nie-
derlanden und in Deutschland das vom Europäischen Rat formulierte Ziel 
einer Beschäftigungsquote von 50 Prozent unter den 55- bis 64-Jährigen 
sogar leicht überschritten wurde, hat man in Österreich und Frankreich noch 
nicht einmal die 40-Prozent-Marke erreicht.
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. Eigentlich sind es vielversprechende Perspektiven, die sich im beginnenden 
demografischen Wandel mit einem heute schon spürbaren Fachkräftemangel 
abzeichnen: Bis zum Jahr 2020 und vermutlich noch weit darüber hinaus, so 
sagen es neueste Berechnungen, werden etwa eine Million mehr junge Men-
schen an die Hochschulen des Landes drängen, als das in den bisherigen Pro-
gnosen erwartet wurde. Ob dieses enorme Potenzial indessen auch genutzt 
wird, steht dahin. Denn in seiner heutigen Verfassung ist das Hochschulsy-
stem nicht in der Lage, die dafür notwendigen Studienplätze zur Verfügung 
zu stellen. Investitionen in einer vorsichtig geschätzten Größenordnung von 
20 bis 23 Milliarden Euro wären notwendig - eine Summe, die deutlich über 
dem liegt, was Bund und Länder bisher im Rahmen des „Hochschulpakts 
2020“ auszugeben bereit sind.
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